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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

15.10.2003 

Geschäftszahl 

2000/08/0020 

Rechtssatz 

Die für die persönliche Abhängigkeit im Sinne des § 4 Abs. 2 ASVG charakteristische weitgehende 
Ausschaltung der Bestimmungsfreiheit des Beschäftigten durch die Beschäftigung, mag sie auch - wie bei 
Teilzeitbeschäftigten - nur einen geringen Teil der einer Person an sich zur Verfügung stehenden Zeit in 
Anspruch nehmen, kann unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles auch dann vorliegen, wenn der 
Beschäftigte auf Grund einer Vereinbarung oder der Betriebsübung oder der Art seiner Beschäftigung Beginn 
und Dauer der täglichen Arbeitszeit weithin selbst bestimmen kann. Ob dem Beschäftigten eine solche 
Berechtigung aus betrieblichen Gründen oder aus Gründen, die allein in seiner Sphäre liegen, eingeräumt wurde, 
ist hiebei irrelevant. 


